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Liebe Kollegin, 
lieber Kollege, 
 
neben   den   
Auswirkungen   
der   Pandemie   
müssen   sich   
Politik   und   
Verwaltung 
weiterhin der 
Lösung weiterer 
für die Finanz-
ämter existentieller Probleme stellen. 
Obwohl die Finanzverwaltung bei der technischen 
Ausstattung im öffentlichen Dienst des Landes 
Berlin an der Spitze liegt, ist gerade in Zeiten der 
Pandemie durch die Erfordernisse   von   Home-
office,   Video-   und   Telefonkonferenzen   ein   
erheblicher Ausstattungsrückstand gegenüber 
Wirtschaftsunternehmen in Berlin, aber auch der 
Finanzverwaltung in anderen Bundesländern zu-
tage getreten. 
Für die gleichzeitige Ausstattung von Homeoffice 
und alternierender Telearbeit auf der einen und 
PC-Arbeitsplätze im Finanzamt auf der anderen 
Seite fehlen die Computer in ausreichender Anzahl 
und fast gänzlich die erforderlichen Drucker. Die   
Auszubildenden   verfügen   über   keinerlei   mobile   
Endgeräte,   wie   in   anderen Bundesländern be-
reits üblich. 
Für Videokonferenzen fehlt es an Laptops mit 
Webcams und dass keine Software zur Verfügung 
steht, die den Erfordernissen des Datenschutzes 
gerecht wird, scheint nur eine Schutzbehauptung 
zu sein. Der Blick über die Landesgrenze hinaus 
könnte zu der Erkenntnis führen, dass die Finanz-
verwaltungen anderer Bundesländer eine derartige 
Software bereits zum Einsatz bringen. 
 
Der   Nachholbedarf   in   Berlin   ist   exorbitant.   
Einer   Hauptstadt   ist   die   technische Aus-
stattung jedenfalls nicht würdig. 
 
Ein   weiteres   Problem   liegt   schon   seit   Jahren   
ungelöst   auf   dem   Tisch:   Die Personalausstat-
tung in den Finanzämtern ist im höchsten Maße un-
zureichend und wird von Jahr zu Jahr immer pre-
kärer. 
Der Personalunterbestand liegt derzeit bei rund 
387 Vollzeitäquivalenten und führt dazu, dass die  
angestrebte 90%-ige Stellenbesetzung weit unter-
schritten wird und nunmehr bei nur 82% liegt. 
 

 
Hinzu kommt, dass die aktuelle Personalbedarfs-
berechnung zu einem zusätzlichen Stellenbedarf   
von   676   Stellen   geführt   hat.   Zu   dieser   
Stellenanmeldung   wird   es jedoch nicht kommen. 
Einerseits um dem Rechtfertigungsbedarf gegen-
über dem Abgeordnetenhaus   zu   entgehen,   wa-
rum   so   viele   Stellen   unbesetzt   sind   und 
andererseits weil die Rahmenbedingungen zur Be-
setzung der mehr als 1.000 Stellen mit Auszubil-
denden und Quereinsteigern während des Haus-
haltszeitraums 2022 und 2023 derzeit nicht gege-
ben sind.  
Einerseits ist richtig, dass diese hohe Zahl von 
Stellenanmeldungen im Haushalt, die nicht   gänz-
lich   besetzt   würden,   Haushaltsmittel   für   die   
notwendige   technische Ausstattung blockieren 
könnten. Andererseits nährt es doch die Befürch-
tung, dass bei   der   Schaffung   der   Rahmenbe-
dingungen   für   die   künftige   Einstellung   des 
notwendigen   Bedarfs   an   Personal,   der   Kopf   
in   den   Sand   gesteckt   wird. 
 
Nach Ansicht der Deutschen Steuer-Gewerk-
schaft müsste das Eine getan werden ohne das 
Andere zu lassen. 
 
Schon jetzt müsste die technische Ausstattung hin-
sichtlich der Quantität auf die künftige erhöhte per-
sonelle Ausstattung ausgerichtet werden und das 
sowohl für das Stammpersonal als auch für die 
Auszubildenden. 
Die Zahl der einzustellenden Steuer- und Finanz-
anwärter/innen muss weiter stark erhöht werden. 
Dabei sollte neben der Ausbildungsstätte in Königs 
Wusterhausen eine   alternative   Ausbildungs-
stätte   in   Berlin   ins   Auge   gefasst   werden. 
Eine   Erhöhung   der   Anzahl   der   Ausbildungs-
plätze   in   jedem   Finanzamt   mit entsprechender 
Arbeitsentlastung für die Übernahme der Ausbil-
dung muss genauso geplant werden, wie   die   
Überprüfung   und   Anpassung   des  Raumbedarfs  
in   den Finanzämtern bei der Erhöhung des Per-
sonalbestands. 
 
Die   Deutsche   Steuer-Gewerkschaft   wird   Po-
litik   und   Verwaltung   mit   diesen Forderun-
gen konfrontieren und weiterhin über die Er-
gebnisse berichten. 
 
Mit kollegialen Grüßen 
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Austausch auch in Pandemiezeiten – 

DSTG Berlin trifft DSTG Bundesleitung 
digital 

 
Auch in Zeiten der eingeschränkten Mobilität 
muss der Kontakt innerhalb der DSTG-Familie 
nicht zu kurz kommen. Eine Reihe von aktuel-
len Themen nahmen die DSTG Landesleitung 
Berlin und die DSTG Bundesleitung zum An-
lass, sich am 2. Juni 2021 zu einer Videokonfe-
renz zu treffen. 

 
 
Große Ereignisse werfen ihre Schatten voraus 
– die Einkommensrunde für den TV-L 
 
Ende September 2021 läuft der Tarifvertrag der 
Länder (TV-L) aus und muss neu verhandelt wer-
den. Die Verhandlungen führt der dbb beamten-
bund und tarifunion zusammen mit ver.di. Betroffen 
von den Verhandlungen sind 2,2 Millionen Be-
schäftigte des öffentlichen Dienstes, darunter auch 
die Tarifbeschäftigten der Finanzverwaltungen.  
Der Tarifexperte der DSTG Bund, Karl-Heinz Le-
verkus, berichtete von den anstehenden Terminen. 
So werden im Vorfeld der Verhandlungen durch 
den dbb Branchentage in diversen Bundesländern 
initiiert. Bei diesen haben die Beschäftigten die 
Möglichkeit Probleme anzusprechen und die Ge-
werkschaft kann die Erwartungen und Eckpunkte 
für die Forderungsfindung sondieren.  
Die Forderungsfindung selbst findet am 28. August 
2021 statt und in der Folge sind im Oktober und 
November 2021 drei Verhandlungstermine ge-
plant.  
Die Besonderheit bei den Verhandlungen zum 
TV- L: Es gibt keine Schlichtungsvereinbarung. 
Gewerkschaften und die TdL (Tarifgemeinschaft 
der Länder) müssen so lange verhandeln, bis sie 
ein Ergebnis erzielt haben. Zudem beeinflussen 
auch die Ergebnisse der Gerichtsentscheide zur 
amtsangemessenen Alimentation die Verhandlun-
gen.  

 
Die DSTG Bundesleitung geht von schweren Ver-
handlungen aus, die die volle Kraft und Unterstüt-
zung aller Mitglieder bedarf.  
Die DSTG Berlin sagte der Bundesleitung ihre 
volle Unterstützung bei Aktionen rund um die 
Verhandlungen zu. 
 

 

Bereits in der Einkommensrunde 2019 begleitete 
die DSTG Berlin lautstark und zahlreich die Tarif-
aktionen. Die Gewerkschaften konnten in der 
Folge ein gutes Ergebnis erzielen. 
 
 
Jahressteuergesetz 2021 – die Umsetzung des 

Mehrwertsteuer-Digitalpakets betrifft die  
Finanzverwaltung deutschlandweit 

 
Durch die Zuständigkeit des Finanzamts Berlin-
Neukölln für die beschränkt Steuerpflichtigen und 
insbesondere die Chinesischen Onlinehändler hat 
die DSTG Berlin einen guten Einblick in die Prob-
leme und Herausforderungen, die eine solche 
Mammutaufgabe mit sich bringt. Die Umsetzung 
der zweiten Stufe des Mehrwertsteuer-Digitalpa-
kets hat nun nicht nur für das Finanzamt Berlin-
Neukölln, sondern auch für diverse Finanzämter in 
ganz Deutschland weitreichende Folgen. Die 
DSTG Berlin nahm dies zum Anlass, die DSTG 
Bundesleitung über den Sachstand zu informieren. 
Das Jahressteuergesetz 2021 sieht unter anderem 
die Einbindung von Plattformbetreibern (elektroni-
sche Schnittstellen) in eine fiktive Lieferkette vor. 
In der Folge werden diese Plattformbetreiber 
Schuldner der Umsatzsteuer, soweit Händler ihre 
Verkäufe über sie abwickeln. Es ist mit Mehraufga-
ben für die für die Umsatzsteuer der Plattformbe-
treiber örtlich zuständigen Finanzämter zu rech-
nen.  
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Lernen in Corona-Zeiten – Probleme spiegeln 

sich in Prüfungsnoten wider 
 
Die stellvertretende DSTG-Bundesjugendleiterin, 
Sandra Heisig, berichtete von den Ergebnissen der 
Prüfungen der Anwärter*Innen in Berlin, die ten-
denziell entweder sehr gut oder eher schlechter 
waren. Eine wie sonst übliche Verteilung auch auf 
mittlere Prüfungsergebnisse trat nicht ein. Diese 
Feststellungen konnten die Vertreter und Vertrete-
rinnen der Bundesleitung aus ihren Bundesländern 
ebenfalls berichten. Einig waren sich die Teilneh-
menden, dass das Lernen im Selbststudium einer 
komplexen Materie wie dem Steuerrecht heraus-
fordernd ist und die Rahmenbedingungen stimmen 
müssen. Während andere Bundesländer durch 
Online-Tutorials, Nachhilfe, die Bereitstellung von 
entsprechender Hard- und Software die Anwärter 
und Anwärterinnen unterstützen, fehlt es in Berlin 
an entsprechenden Steuerungsmechanismen. 
 

DSTG auch auf Bundesebene ein gefragter 
 Gesprächspartner 

 
Ob wie aktuell zum Gesetzentwurf eines geänder-
ten Rennwett- und Lotteriegesetzes oder zum 
Steueroasenabwehrgesetz, die Vertreter und Ver-
treterinnen der DSTG sind gern gefragte Experten 
und Expertinnen und nehmen regelmäßig an An-
hörungen im Deutschen Bundestag teil. Der Bun-
desvorsitzende der DSTG, Thomas Eigenthaler, 
hob die besondere Stellung der DSTG als Exper-
ten-Gewerkschaft hervor und betonte gleichzeitig 
die Herausforderungen vor denen Gewerkschaften 
in Pandemie-Zeiten stehen.  
Die DSTG Berlin und die DSTG Bund werden hier 
Seite an Seite zusammenarbeiten, um politisch 
hochbrisante Themen zu begleiten und zudem ef-
fektive Arbeit an der Basis zu betreiben. 
 
 
dbb berlin erreicht Verbesserungen bei 
Dienstzeitausgleich für Wahlhelfende 

 
Im Rahmen des beamtenpolitischen Grundsatzge-
spräches des dbb berlin mit Finanzsenator Dr. Kol-
latz im November 2020 hat der dbb berlin als Dach-
verband der DSTG Berlin auch den Ausgleich für 
die Tätigkeit von Dienstkräften der Berliner Verwal-
tung in Wahl- und Abstimmungsvorständen ange-
sprochen. Denn es ist abzusehen, dass aufgrund 
der Vielzahl der Abstimmungen für die Wahl zum  
 

 
Deutschen Bundestag, zum Abgeordnetenhaus 
von Berlin, zu den Bezirksverordnetenversamm-
lungen sowie möglicherweise eine Abstimmung 
über einen Volksentscheid die Auszählungen bis in 
den späten Abend oder noch länger andauern. 
 
Die Senatsverwaltung für Inneres hatte dem dbb 
berlin im Nachgang mitgeteilt, dass die angedachte 
Ergänzung der Verwaltungsvorschriften nach dem 
Entwurf eine Regelung vorsieht, wonach Dienst-
kräfte der Berliner Verwaltung deren Einsatz am 
Wahltag nach 21 Uhr endet, am Folgetag erst um 
12 Uhr den Dienst beginnen müssen. Zudem soll 
hierzu noch eine Bestimmung getroffen werden, 
die den besonderen Bedingungen bei Dienstver-
einbarungen über gleitende Arbeitszeit Rechnung 
trägt. 
 

 
Am 26. Mai 2021 wurde nun die „Änderung der Ge-
meinsamen Verwaltungsvorschriften über den 
Ausgleich für die Tätigkeit von Dienstkräften der 
Berliner Verwaltung als ehrenamtlich Helfende bei 
den allgemeinen Wahlen und Abstimmungen“ (VV 
Ausgleich für ehrenamtlich Wahl- und Abstim-
mungshelfende) veröffentlicht. 
 
 
 
 
 
 
 
 

Link zu den Informationen für Wahl-
helfende und zur aktuellen Verwal-
tungsvorschrift: 
 
www.berlin.de/wahlen/organisa-
tion/Wahlhelfende/ 

Auszug aus der VV Ausgleich für ehrenamtlich 
Wahl- und Abstimmungshelfende: 
 
„2a. Die bei den verbundenen Wahlen zum Bun-
destag, zum Abgeordnetenhaus und zu den Be-
zirksverordnetenversammlungen 2021 ehren-
amtlich eingesetzten Dienstkräfte, deren Ein-
satz am Wahltag nach 21 Uhr endet, müssen ih-
ren Dienst am Folgetag erst um 12 Uhr begin-
nen. Bei Bestehen von Dienstvereinbarungen 
über gleitende/flexible Anwesenheitszeiten ist 
die Hälfte des auf diesen Tag individuell fallen-
den Anteils der durchschnittlichen regelmäßi-
gen wöchentlichen Arbeitszeit zu erbringen. 
Durch diese Dienst-/Arbeitsbefreiung entsteht 
weder ein positives noch ein negatives Arbeits-
zeitguthaben.“ 
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Wir lassen unser Recht nicht mehr mit 

Füßen treten – Besoldungsallianz wehrt 
sich gegen unzureichendes  

Besoldungsgesetz 
 

Das Bundesverfassungsgericht hat entschieden: 
Die Berliner Besoldung ist „evident unzureichend“ 
(Beschluss vom 4. Mai 2020 – 2 BvL 4/18). Absolut 
unzureichend ist auch das nun vorliegende Repa-
raturgesetz des Berliner Senats zu bewerten, denn 
dieses betrifft ausschließlich Richterinnen und 
Richter und das auch nur für einige Jahre. Beamte 
und Beamtinnen der A-Besoldung erfahren durch 
das Gesetz keine der notwendigen Verbesserun-
gen. 

 
 
 
Bereits im Vorfeld haben sich die Spitzenverbände 
der Gewerkschaften, der dbb beamtenbund und ta-
rifunion berlin (dbb berlin), der DGB Berlin-Bran-
denburg, der Deutsche Richterbund und der Berli-
ner Hauptpersonalrat, zu einer Besoldungsallianz 
zusammengeschlossen. Gemeinsam initiierten die 
Partner eine E-Mail- und Postkartenaktion, mit der 
die Beschäftigten der Berliner Verwaltungen ge-
genüber den Abgeordneten und Fraktionen ihren 
Unmut äußern und diese auffordern konnten, das 
angedachte Nachzahlungsgesetz bei den Beratun-
gen Mitte Juni so nicht zu akzeptieren.  
 
Die Kolleginnen und Kollegen forderten zu Tausen-
den die Parlamentarier auf, den Senat zu beauftra-
gen rechtsstaatlich zu handeln und Besoldungsge-
rechtigkeit für alle bis 2019 wieder herzustellen. 
 
 

 
Am 16. Juni 2021 übergaben die Mitglieder der Be-
soldungsallianz dem Abgeordnetenhaus die mehr 
als 3.000 übersandten E-Mails. 
 
Die DSTG Berlin, als Mitglied des dbb berlin, hatte 
die Kolleginnen und Kollegen der Finanzverwal-
tung ebenfalls aufgefordert sich rege zu beteiligen, 
um so die Politiker und Politikerinnen aufzufordern, 
das Un-Recht der Vergangenheit zu beseitigen.  
 
 

 
 
 
Gefahrenzone Öffentlicher Dienst: Ver-
wendung privater Endgeräte für telefo-

nische Kommunikation mit Steuer-
pflichtigen im Homeoffice 

 
Die Pandemie brachte für viele Beschäftigte der 
Berliner Steuerverwaltung einen entscheidenden 
Vorteil: Plötzlich wurde flächendeckend Telearbeit 
durchgeführt und viele Kolleg*Innen entdecken die 
Vorzüge der Arbeit von zu Hause.  
Doch die aktuellen Regelungen zur Nutzung von 
privaten Telekommunikationsgeräten birgen einige 
Gefahren.  
 

Postkartenmotiv der Aktion 

Die Übergabe der E-Mails am 16. Juni.2021 
Copyright: dbb Berlin 
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Egal ob bei der Nutzung der alternierenden Telear-
beit oder pandemiebedingtem Homeoffice: Für die 
Kommunikation mit Steuerpflichtigen und Steuer-
beratern ist von zu Hause das private Telefon zu 
nutzen. Eine Kostenübernahme eines extra An-
schlusses für die dienstliche Nutzung durch 
den Dienstherrn bzw. die Bereitstellung für ei-
nen Anschluss gibt es nicht! 
Es ist jedoch gang und gäbe, dass die dienstlichen 
Telefone aus dem Büro umgeleitet werden müssen 
und auf Telefonate von zu Hause nicht verzichtet 
werden kann. Denn Fakt ist: Die Erreichbarkeit für 
die Bürger*Innen und die Telefonservicestellen ist 
zumindest für einige Stunden am Tag zu gewähr-
leisten und manchmal klärt ein kurzes Telefonat 
Sachverhalte, für die sonst mehrere Schreiben hät-
ten verfasst werden müssen.  
 
Doch was bedeutet die Nutzung der privaten Tele-
fone für dienstliche Belange eigentlich? Für die 
DSTG Berlin birgt die Verfahrensweise erhebli-
che Gefahren, denn die private Telefonnummer 
kann dadurch preisgegeben werden.  
 
Es ist bekannt, dass das Verhalten gegenüber Be-
schäftigten der öffentlichen Verwaltung in den letz-
ten Jahren spürbar aggressiver geworden ist. Dies 
kann auch in Telefonaten festgestellt werden. Kol-
leg*Innen werden beschimpft, bedroht und belei-
digt. Es geht um Geld und einige Bürger*Innen füh-
len sich durch Verwaltungsakte in ihren Rechten 
beschränkt, unfair behandelt oder sogar in ihrer 
Existenz bedroht.  
Solche Telefonate stellen zwar noch Ausnahmen 
dar, sind jedoch gerade bei der Nutzung privater 
Telefone bedenklich.  
Man kann zwar die Rufnummer unterdrücken, 
wenn man einen Steuerpflichtigen telefonisch kon-
taktiert, aber da die Telefone auch privat genutzt 
werden, kann die Änderung der Einstellung schon-
mal vergessen werden und so kommt ein Steuer-
pflichtiger an die private Telefonnummer. 
Viele vergessen auch die Ansage des Anrufbeant-
worters, der in der Standardeinstellung die Tele-
fonnummer preisgibt, wenn man mal nicht ans Te-
lefon gehen kann oder bereits im Gespräch ist.  
 
Die Bekanntgabe der privaten Telefonnummer 
mag für viele nicht so prekär klingen, doch was 
hängt da heutzutage eigentlich dran?  
Da viele Beschäftigte keinen Festnetzanschluss 
besitzen, sondern ihr privates Handy für die Ruf- 
 

 
umleitung nutzen hat der / die Steuerpflichtige in 
diesem Fall bereits Zugriff auf die Daten, die bei 
Whatsapp preisgegeben werden (z.B. Foto, 
Name). Dadurch ist eine google-Suche einfacher 
denn je und man findet eventuell Profile zu ande-
ren Sozialen Medien (Facebook, Instagram o.ä.) 
Je nachdem was dort preisgegeben wird, erfährt 
der / die Steuerpflichtige dadurch eventuell den Fa-
milienstand, den Wohnort oder das Modell des  
Autos mit dem zur Arbeit gefahren wird.  
 
Die Argumentationskette kann natürlich immer da-
mit unterbrochen werden, dass auf den Social-Me-
dia-Kanälen entsprechende Einstellungen vorge-
nommen werden können, die den Datenschutz des 
Nutzers / der Nutzerin erhöht.  
Die DSTG Berlin findet jedoch, dass dies nicht 
die Begründung sein kann, um den Beschäftig-
ten einen dienstlichen Telefonanschluss im 
Homeoffice zu verwehren.  
 
Schaut man sich in anderen Verwaltungsbereichen 
Berlins um, stellt man schnell fest, dass dort keine 
Nutzung privater Telefone erfolgt, sei es nun im Au-
ßendienst oder im Homeoffice.  
Die Forderung nach dienstlichen Telefonen im 
Homeoffice und für den Außendienst ist daher 
längst überfällig 
In der Steuerfahndung hat man das Problem be-
reits erkannt und Telefone zur Nutzung im Außen-
einsatz angeschafft – dies muss weiter ausgebaut 
werden, denn die erörterte Problematik kann eben-
falls auf den Außendienst in den Finanzämtern 
(z.B. Betriebsprüfung, Vollzieher) angewandt wer-
den.  
 

„Es geht dabei darum 
die Beschäftigten zu 
schützen und das Ri-
siko zu minimieren, 
auch wenn bisher 
glücklicherweise keine 
Vorfälle dahingehend 
bekannt sind!“ – sagt 
Sandra Heisig, stellver-
tretende Landesvorsit-
zende in diesem Zusam-
menhang. Ihr ist es wich-
tig klarzustellen, dass es 
dabei nicht darum geht 
den Beschäftigten High-
End-Geräte zur  

 

Sandra Heisig 
stellvertretende 

 Landesvorsitzende 
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Verfügung zu stellen, sondern dass Absicherungen 
gerade im Zeitalter der Digitalisierung notwendig 
sind um die Gefahrenzone öffentlicher Dienst nicht 
zu vergrößern! 
 
 

Unfreiwillige Auszeit? 
Vollmacht für die Beihilfe schon  

ausgefüllt? 
 

 
 
Im Laufe der Zeit macht man sich auch Gedanken 
zu Vorsorgevollmachten, Patientenverfügung oder 
das Testament. Im Alltag verdrängen wir all zu oft 
unsere Gedanken dazu: „Es wird schon nichts pas-
sieren...“ 
Es muss nicht immer gleich eine lebensbedrohli-
che Situation sein, die eine Vollmacht notwendig 
macht. Und dennoch kann jeder jederzeit in eine 
Situation geraten, in der man nicht in der Lage ist 
sich selbst um persönliche Angelegenheiten zu 
kümmern. So auch nicht um die Beihilfe.  
Hierzu möchten wir das Landesverwaltungsamt 
wie folgt zitieren: 
„Nach den Beihilfevorschriften darf grundsätz-
lich nur der Beihilfeberechtigte selbst Anträge 
stellen. Der Beihilfeanspruch kann jedoch, obwohl 
höchstpersönlich, im Rahmen der Vertretung/Be-
vollmächtigung durch andere Personen wahrge-
nommen werden. 
Soweit Beihilfeberechtigte vorsorglich eine 
Vollmacht erteilen wollen, ist sie aus Gründen 
der Rechtssicherheit grundsätzlich der bevoll-
mächtigten Person auszuhändigen, die diese  
erst bei der dann ersten Antragstellung als be-
vollmächtigte Person mit dem Beihilfeantrag 
 

 
der Beihilfestelle vorlegt. 
Eine frühzeitige und lediglich vorsorgliche Hinterle-
gung der Vollmacht bei der Beihilfestelle für den 
Bedarfsfall muss auf begründete Einzelfälle be-
schränkt bleiben (z. B. Krankenhausaufenthalt, 
Pflege).“ 
 
Wir bitten also unbedingt daran zu denken, dass 
jeder Beamte eine solche Vollmacht für den Notfall 
parat haben sollte, denn die Rechnungen werden 
in einer solchen Situation ganz gewiss eingehen. 
 
Den Vordruck finden Sie auf der Internetseite des  
Landesverwaltungsamtes oder unter folgendem 
Link:  
 
 
 
 
 
 
 
 

Berichtigung 
 

Im Artikel des dbb Berlin „Senat missachtet Verfas-
sungsgebot“, abgedruckt im Steuer- und Grollblatt 
4/2021, Seite 8, wird fälschlich berichtet, das Bun-
desverfassungsgericht habe die Mietpreisbremse 
für nichtig erklärt. Richtig ist, dass das Gericht über 
den Mietendeckel entschieden und festgestellt hat, 
dass die Gesetzgebungskompetenz nicht dem 
Land Berlin zustand, da der Bund die Mietpreis-
frage im BGB abschließend geregelt habe. 
 
 

 https://www.berlin.de/landesver-
waltungsamt/beihilfe/formulare-
merkblaetter/allgemeine-informati-
onsblaetter-und-antraege/#in-
foblaetter 
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